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VBS gidg?néssische Departement fur Verteidigung, Bevolkerungsschutz und
por

NDG Nachrichtendienstgesetz

AUNS Aktion fur eine unabhangige und neutrale Schweiz

SiK-NR Sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates

EU Européische Union

EMRK Européische Menschenrechtskonvention

GPDel Geschaftsprifungsdelegation

RK MZF Regierungskonferenz Militar, Zivilschutz und Feuerwehr

KKPKS Konferenz der kantonalen Polizeikommandanten

FMH Verbindung der Schweizer Arztinnen und Arzte

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

SGV Schweizerischer Gewerbeverband

SEK Schweizerischer Evangelischer Kirchenbund

GSoA Gruppe flr eine Schweiz ohne Armee

SBV Schweizerischer Bauernverband

FER Fédération des Entreprises Romandes

NDB Nachrichtendienst des Bundes
(bis 2010: Strategischer Nachrichtendienst und Dienst fiir Analyse und
Pravention)

SSV Schweizer Schiesssportverband

SBV Schweizerischer Buchsenmacher- und Waffenfachhéndlerverband

VSPB Verband Schweizerischer Polizeibeamter

SOG Schweizerische Offiziersgesellschaft

Fedpol Bundesamt fur Polizei

KKJPD Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und
-direktoren

EuGH Gerichtshof der Européaischen Union

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

LRens Loi sur le renseignement

ASIN Action pour une Suisse Indépendante et Neutre

CPS-CN Commission de la politique de sécurité du Conseil national

UE Union européenne

CEDH Convention européenne des droits de I'homme

DéICDG Délégation des Commissions de gestion

CG MPS Conférence gouvernementale des affaires militaires, de la protection
civile et des sapeurs-pompiers

CCPCS Conference des commandants des polices cantonales

FMH Fédération des médecins suisses

UssS Union syndicale suisse

USAM Union suisse des arts et métiers

FEPS Fédération des Eglises protestantes de Suisse

GSsA Groupe pour une Suisse sans Armée

USP Union Suisse des Paysans

FER Fédération des Entreprises Romandes

SRC Service de renseignement de la Confédération
(a 2010: Service de renseignement stratégique et Service d'analyse et de
prévention)

FST Fédération sportive suisse de tir

ASA Association suisse des armuriers et negociants d'armes specialisés

FSFP Fédération Suisse des Fonctionnaires de Police

S$SO Société Suisse des Officiers

Fedpol Office fédéral de la police

CCDJP Conférence des directrices et directeurs des départements cantonaux
de justice et police

CJUE Cour de justice de I'Union européenne (anciennement Cour de justice

des Communautés européennes CJCE)
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 14.01.2016
KARIN FRICK

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 25.09.2016
KARIN FRICK

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Aussere Sicherheit

Wenige Tage nachdem das Parlament das Nachrichtendienstgesetz verabschiedet hatte,
begannen die Gegner des Gesetzes Anfang Oktober 2015 mit der
Unterschriftensammlung fir das bereits vorher angekindigte NDG-Referendum.
Jungsozialisten, Grine, die Piratenpartei, die Alternative Liste, die GSoA, der Verein
Grundrechte Schweiz sowie das Bundnis Digitale Gesellschaft schlossen sich dazu zum
~Blndnis gegen den Schnuffelstaat™ zusammen. Starthilfe erhielt die Allianz sogar aus
dem Ausland: Nils Muiznieks, Menschenrechtskommissar des Europarats, kritisierte kurz
vor der Schlussabstimmung im Parlament die geplanten Beschaffungsmassnahmen und
sah das in der EMRK verankerte Recht auf Respektierung des Privatlebens durch
Staatstrojaner in Gefahr. Anfang Dezember beschloss dann auch die SP an ihrer
Delegiertenversammlung, dem ,Blindnis gegen den Schnuffelstaat™ beizutreten. Bis zum
Ablauf der Referendumsfrist am 14. Januar 2016 reichten die NDG-Gegner gut 56'000
gultige Unterschriften bei der Bundeskanzlei ein, womit das Referendum
zustandegekommen ist und das Volk das letzte Wort zum NDG haben wird. '

Bei einer Stimmbeteiligung von knapp 43 Prozent nahm die Schweizer
Stimmbevolkerung am  25. September 2016 das Bundesgesetz iiber den
Nachrichtendienst (NDG) mit 65.5 Prozent Ja-Stimmen an. Das Resultat fiel damit noch
deutlicher aus, als es die im Vorfeld durchgefuhrten Umfragen erwarten liessen. In
keinem einzigen Kanton resultierte eine Nein-Mehrheit. Die geringste Zustimmung
erfuhr das NDG im Kanton Basel-Stadt mit 55 Prozent. Am hdchsten fiel die
Zustimmung mit gut 74 Prozent im Kanton Waadt aus, gefolgt von Nidwalden mit gut 70
Prozent. In allen anderen Kantonen bewegte sich der Ja-Anteil zwischen 60 und 70
Prozent, wobei sich keine nennenswerten Unterschiede zwischen den Landesteilen
oder zwischen Stadt und Land zeigten.

Bundesrat Guy Parmelin, der hiermit seine Feuerprobe als neuer Verteidigungsminister
vor dem Stimmvolk souverédn bestanden hatte, zeigte sich sehr zufrieden mit dem
Ausgang der Abstimmung. Die Schweiz erhalte damit moderne Mittel, um auf aktuelle
Bedrohungen zu reagieren, sagte er gegenlber den Medien. Auch das Ja-Komitee zeigte
sich erfreut, dass es gelungen sei, die Angste vor der Masseniiberwachung zu
entkraften. Die Presse deutete das Resultat entsprechend als Vertrauensbeweis der
Stimmbevolkerung in den Staat. Das unterlegene Nein-Lager kindigte unterdessen an,
nun auf die transparente Kontrolle des NDB zu pochen und die vom Bundesrat
kommunizierte Zahl von rund zehn Uberwachungsféllen pro Jahr genau im Auge zu
behalten.

In Kraft treten wird das neue NDG am 1. September 2017. Bis dahin gebe es noch viel zu
tun, erkléarte der Verteidigungsminister. So musse der NDB organisatorisch und
technisch auf seine neuen Befugnisse ausgerichtet werden, denn mit diesen
Anpassungen habe man bis zur Abstimmung zugewartet. Die personelle Aufstockung des
NDB um 20 Stellen solle bis 2019 schrittweise erfolgen. Mdglichst zeitnah muisse zudem
die neue unabhangige Aufsichtsbehdrde eingerichtet werden, deren Leitung der VBS-
Chef bis Ende Jahr ernennen werde. Die Aufsicht solle dann - wie auch die
Sicherheitspolitischen Kommissionen der eidgendssischen Rate und die GPDel -
bereits in die Ausarbeitung der Verordnungen zur Konkretisierung des NDG einbezogen
werden, die der Bundesrat Anfang 2017 in die Vernehmlassung schicken wolle.

Abstimmung vom 25. September 2016

Beteiligung: 42.94%
Ja: 1'459'068 (65.5%)
Nein: 768'065 (34.5%)

Parolen:

- Ja: BDP, CVP, EDU (1*), EVP (1*), FDP, FP, KVP, SVP (1*); KKJPD, Economiesuisse
- Nein: GP, PdA, Piratenpartei, SD, SP (2*); GSoA, Digitale Gesellschaft, Syndicom
- Stimmfreigabe: GLP (4%)
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 04.09.2007
HANS HIRTER

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 13.02.2011
NADJA ACKERMANN

* In Klammern Anzahl abweichender Kantonalsektionen ?

Innere Sicherheit

Mit militérischen Waffen begangene Gewalttaten im zivilen Bereich belebten die
Diskussion um das Waffenrecht im Allgemeinen und um die private Aufbewahrung von
Ordonnanzwaffen im Besonderen. Am Rande der Beratungen Uber die Revision des
Waffengesetzes wurde im Nationalrat ein Antrag der Linken, die militarische
Ordonnanzwaffe nicht mehr nach Hause abzugeben, heftig debattiert und schliesslich
abgelehnt. Ein von der SP, der GP, der GSoA (Gruppe flr eine Schweiz ohne Armee) und
diversen frauen- und friedenspolitischen Organisationen gebildetes Komitee lancierte
im August eine Volksinitiative mit dem Titel ..Schutz vor Waffengewalt™. Diese fordert
neben dem Verbot der privaten Aufbewahrung von Militarwaffen eine Verscharfung des
Waffenrechts. Insbesondere wird fir den Waffenbesitz und -erwerb ein
Bedarfsnachweis verlangt und die Einfihrung eines nationalen Waffenregisters
vorgeschrieben. *

Im Februar kam die 2007 von verschiedenen linken Organisationen lancierte
Volksinitiative «Fiir den Schutz vor Waffengewalt>» zur Abstimmung. Die Initiative
forderte ein Verbot der privaten Aufbewahrung von besonders gefahrlichen Waffen,
einen Bedarf- und Féhigkeitsnachweis sowie die Einflhrung eines nationalen
Waffenregisters. Das Initiativkomitee, das das Sturmgewehr im Kleiderschrank als Relikt
des Kalten Krieges ansah, erhoffte sich mit der Neuregelung eine verbesserte Suizid-
und Gewaltpravention. Nachdem 2010 bereits beide Rate und der Bundesrat die
Ablehnung der Initiative empfohlen hatten, bekdmpfte eine breite bulrgerliche Allianz
aus SVP, FDP, CVP, BDP, EDU, Schweizer Demokraten, Gewerbeverband, Bauernverband
und Schiessverband die Waffen-Initiative. Die Gegner der Initiative beflrchteten vor
allem die Opferung traditioneller Werte zugunsten einer Scheinsicherheit. Die Initiative
wirde Zeichen eines Misstrauens in die Verantwortlichkeit der Blrger darstellen.
Getroffen wurden zudem jene, die verantwortungsvoll mit Waffen umgingen -
Verbrecher wirden sich hingegen nicht an die Regelung halten. Der BDP-Président
Hans Grunder sah in der Initiative sogar das versteckte Ziel der Abschaffung der Armee.
Auch rechneten die Gegner mit erheblichen administrativen Mehrkosten.

Die Initiative wurde am 13. Februar 2011 an der Urne mit 56,3%-Nein-Stimmen bei einer
Stimmbeteiligung  von  49,2% verworfen. Dabei wurden die bereits im
Abstimmungskampf sichtbaren Grében bestatigt. Die grosste Zustimmung fand die
Initiative in der Westschweiz: Genf (61%), Basel-Stadt (58,9%), Waadt (53,7%),
Neuenburg (53,2%) und Jura (52%), aber auch Zirich (50,4%) nahmen die Initiative an.
Die Gegner der Initiative konzentrierten sich in der Zentral- und Ostschweiz: Appenzell
Innerrhoden (72,3%), Obwalden (71,9%), Schwyz (70,9%) und Uri (70,6%). Die Vox-
Analyse zeigte, dass den Stimmburgern die Entscheidung leicht fiel und viele sich frih
positionierten. Dabei hing der Stimmentscheid stark von der politischen Ausrichtung
und den politischen Wertevorstellungen ab: Personen, die fur eine offene und moderne
Schweiz sind, stimmten ebenso massiv Ja, wie jene, die eine verschlossene und
traditionelle Schweiz vertreten, Nein sagten. Es gewann damit dieselbe Schweiz die
Abstimmung, die sich bereits bei der Minarett- und der Ausschaffungsinitiative
durchsetzte. Die drei Hauptargumente der BeflUrworter polarisierten laut der VOX-
Analyse stark: Dass die Waffe zuhause geféhrlich und unzeitgeméass sei und die
Selbstmordrate erhéhe, wurde von den Gegnern strikt abgelehnt. Sie argumentierten
ihrerseits mit einer bereits genlgenden Gesetzeslage und der Wahrung der
personlichen Freiheit und der Eigenverantwortung. Die Diskreditierung des
Milizsystems der Armee war das Hauptargument des Uberparteilichen Komitees der
Gegner, dessen vom Werber Alexander Segert illustrierten Kampagne mit kaputten 1.-
August-Lampions an die Emotion der Stimmbdurger appellierte.

Abstimmung vom 13. Februar 2011
Beteiligung: 49,2%

Ja: 1'083'312 (43,7%) / 5 1/2 Stande
Nein: 1'395'812 (56,3%) / 15 5/2 Stéande

Parolen:
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 06.02.2018
KARIN FRICK

- Ja: CVP-Frauen, CSP, EVP, Grline, GLP, PdA, SP, SP-Frauen, GSoA, SEK, SGB, Travs,
FMH.

- Nein: FDP-Liberale, FDP-Frauen, CVP (5)*, BDP, EDU, SVP, SVP-Frauen, AVF, JCH,
SBV.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen *

Anfang Februar 2018 verdffentlichte das Fedpol den Ergebnisbericht der
Vernehmlassung zur Ubernahme der geinderten EU-Waffenrichtlinie. Nebst den
zahlenmassig sehr gut vertretenen Schltzen- und Waffenkreisen - darunter der
schweizerische Schiesssportverband (SSV), der schweizerische Blchsenmacher- und
Waffenfachhandlerverband (SBV), ProTell, Legalwaffen Schweiz (LEWAS) und Jagd
Schweiz - befanden sich auch alle Kantone, sieben nationale und drei kantonale
Parteien, die KKJPD wund die RK MZF, Economiesuisse, der schweizerische
Gewerbeverband (SGV), der schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) und der
schweizerische Stadteverband unter den insgesamt 2205
Vernehmlassungsteilnenmenden. Davon sprachen sich der SSV und jene 2055
Stellungnehmenden, die sich dessen Stellungnahme angeschlossen hatten - darunter
insbesondere Jagd Schweiz und die Aktion «Finger weg vom Schweizer Waffenrecht!»,
aber auch eine Vielzahl von Schutzenvereinen und Privatpersonen - sowie der SBV,
ProTell, LEWAS, die AUNS, die Gruppe Giardino, das Centre Patronal, der SGV, Swiss
Olympic und zahlreiche weitere Schutzen-, Waffensammler- und militdrnahe
Organisationen dezidiert gegen die geplante Anderung des Waffengesetzes aus. Einen
grundsatzlich ablehnenden Standpunkt vertraten zudem auch die SVP Schweiz, ihre
Sektionen Neuenburg, Jura und Valais Romand sowie die Kantone Nidwalden und
Schwyz. Neun Kantone gaben zu verstehen, dass sie zwar die Ziele der EU-
Waffenrichtlinie unterstiitzten, die vorgesehenen Anderungen am Waffengesetz aber
ablehnten, da sie keinen gentigenden Beitrag zur Bekampfung von Waffenmissbrauch
leisteten. Demgegenuber erklarte sich die Mehrheit der Kantone mit den Neuerungen
grundsatzlich einverstanden. Insgesamt positiv beurteilt wurde der Entwurf auch von
der BDP, der GLP, der FDP, der SP und den Grinen - wobei die letzteren beiden
ausdrucklich bedauerten, dass er keine weitergehenden Massnahmen umfasste. Ebenso
Uberwiegend beflrwortend dusserten sich u.a. die KKJPD, die RK MZF, Economiesuisse,
der Stédteverband, die FER, der SGB, die GSoA, Terre des Hommes Schweiz, der
schweizerische Friedensrat, die Frauen fur den Frieden Schweiz, die Evangelischen
Frauen Schweiz, die Haus- und Kinderarzte Schweiz und die schweizerische
Gesellschaft fur Psychiatrie und Psychotherapie. Unter den zustimmenden
Stellungnahmen ausdrlcklich  positiv  hervorgehoben wurden das Ziel, den
Waffenmissbrauch zu bekdmpfen bzw. den Zugang zu halbautomatischen Waffen
einzuschranken, sowie die Vorteile der Schengen-Assoziierung fur die Schweiz.
Ansonsten é&usserte sich die Zustimmung zur Vorlage hauptsachlich durch die
Abwesenheit von Kritik.

An Letzterer wurde jedoch nicht gespart. Anlass dazu boten neben den einzelnen
Bestimmungen des Waffengesetzes und deren konkreter Ausgestaltung vor allem die
Stossrichtung der Revision im Allgemeinen. In der Schweiz, wo das Recht auf
Waffenbesitz ein Aspekt der Unabhangigkeit und Souverénitét des Staates sei,
manifestiere sich im liberalen Waffenrecht der gegenseitige Respekt zwischen Staat
und Blrgern, weshalb Verscharfungen nicht angebracht seien, argumentierten etwa
ProTell, der SSV die RK MZF, die SVP sowie finf Kantone (Al, AR, GL, SG, OW). Des
Weiteren wurden die Entwaffnung der Blrger und schwere (Ruf-)Schéden fir das
Schweizer Schiesswesen beflirchtet. Problematisch am Vorhaben sei ausserdem, dass
darin Regelungen vorgesehen seien, die in der jlingeren Vergangenheit vom Volk
abgelehnt worden waren. So komme die Registrierungspflicht fir rechtmassig
erworbene, aber neu verbotene halbautomatische Feuerwaffen einer Nachregistrierung
gleich und der flr den Erwerb einer solchen Waffe kinftig erforderliche Nachweis einer
Mitgliedschaft in einem Schiessverein bzw. alternativ des regelmassigen Gebrauchs der
Waffe fur das sportliche Schiessen erinnere zu stark an eine Bedurfnisklausel. Beide
Massnahmen waren 2011 bei der Volksabstimmung Uber die Initiative gegen
Waffengewalt abgelehnt worden - ein Umstand, den ausser Schitzen- und
Waffenkreisen auch die SVP und vier Kantone (AR, GE, SZ, TI) betonten. Von
verschiedenen Seiten wurde zudem die fehlende Verhaltnismassigkeit der Vorlage
bemangelt. Wahrend Angehdrige der Waffenlobby ausfihrten, dass mit dem Entwurf
eher die legalen Waffenbesitzer bestraft als Terroranschldge verhindert wirden,
ausserten sich zahlreiche Kantone und die CVP dahingehend, dass trotz erheblichen
burokratischen Mehraufwandes kaum ein Sicherheitsgewinn resultiere. Entgegen der
Anklindigung des Bundesrates befanden der SSV, der SBV und ProTell den
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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.05.2018
KARIN FRICK

Umsetzungsvorschlag nicht fir «pragmatisch» und die CVP sowie die grosse Mehrheit
der Kantone bezweifelten, dass der Bundesrat den Handlungsspielraum bei der
Umsetzung vollstandig ausgeschopft habe. Schitzenkreise wiesen Uberdies auf eine
héngige Klage am EuGH hin, in der die Tschechische Republik die Rechtmassigkeit der
neuen EU-Waffenrichtlinie angefochten hatte, weil die Terrorabwehr den Einzelstaaten
obliege und gar nicht in die Zustandigkeit der EU falle. Die Schweiz solle diesem Urteil
nicht vorgreifen und das Waffenrecht nicht vorschnell anpassen.

Inhaltlich sei der Entwurf hinsichtlich zentraler Begrifflichkeiten - beispielsweise der
Definitionen von «Faustfeuerwaffe» und «Handfeuerwaffe» - zu wenig prazise und
Uberlasse zu viele Klarungen dem Verordnungsgeber, was Rechtsunsicherheit mit sich
bringe. In diesem Zusammenhang forderten der SSV, der SBV, ProTell, LEWAS, der
Stadteverband sowie neun Kantone den Bundesrat auf zu definieren, was
«Regelmassigkeit des sportlichen Schiessens» bedeute. Die Notwendigkeit einer
solchen Prazisierung zeigte sich bereits in den unterschiedlichen Vorstellungen des
Begriffs, welche die Vernehmlassungsantworten offenbarten: Hielten der SBV und
ProTell einmal in funf Jahren fir eine angemessene Regelméassigkeit, sahen die Kantone
Neuenburg, Tessin, Waadt und Wallis eine ausreichende Regelméssigkeit ab einer
zweimaligen Nutzung pro Jahr gegeben. Ganz konkrete Kritik betraf dartber hinaus die
vorgesehene Unterscheidung von Waffenkategorien anhand der Magazinkapazitat. Diese
sei kein Indikator fur die Geféahrlichkeit einer Waffe und die Regelung daher nicht
nachvollziehbar; stattdessen wére eine Unterscheidung anhand des Kalibers, des
Munitions-Typs und einer allfélligen Serienfeuer-Moglichkeit zu diesem Zweck
dienlicher. Da Magazine zum Teil waffentyplbergreifend eingesetzt und separate
Magazine bewilligungsfrei erworben werden koénnten, sei die Regelung leicht zu
umgehen und Missbrauch schwer zu verhindern, stellten mehrere Kantone fest. Die
Skepsis der Waffenlobby sowie des Kantons Schwyz weckte zudem die Pflicht fur
Waffensammler, den Zweck der Sammlung offenzulegen. Der Mensch sei seit jeher ein
Sammler, wie es ProTell ausdrickte, und viele Sammlungen dienten keinem besonderen
Zweck ausser der Freude am Objekt selbst, weshalb eine solche Bestimmung verfehlt
sei. Die Kritik am Entwurf beschrankte sich jedoch nicht darauf, dass er zu viele
Einschrankungen vorsehe; an einigen Stellen wurde auch bemangelt, dass die
Regelungen zu wenig weit gingen. So schlugen beispielsweise die SP, die GLP und flinf
Kantone (NE, TI, VD, VS, GE) vor, es sei auch von Eigentiimern von Ordonnanzwaffen ein
Nachweis zu verlangen, dass sie die Waffe regelmassig fir den Schiesssport
verwendeten.

Auch lehnten nicht alle Kritiker der Waffenrechtsanpassung ebenso die Genehmigung
des Notenaustausches mit der EU ab. Der Notenaustausch ist im Grunde genommen
das Verfahren zur Ubernahme eines weiterentwickelten Rechtsakts, der dem Schengen-
Besitzstand angehort. Nachdem die EU der Schweiz am 31. Mai 2017 die neue
Waffenrichtlinie als Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstandes notifiziert hatte,
versicherte der Bundesrat in seiner Antwortnote vom 16. Juni 2017 der EU, dass die
Schweiz die Richtlinie - vorbehaltlich der parlamentarischen Genehmigung - innerhalb
einer Frist von zwei Jahren Ubernehmen und umsetzen werde. Die SVP, der SSV und
LEWAS waren der Meinung, die Schweiz kénne der EU mitteilen, die Waffenrichtlinie zu
Ubernehmen - wozu sie als Vertragsstaat von Schengen/Dublin verpflichtet ist -, ohne
dafur die Schweizer Rechtslage anpassen zu mussen. Sie hielten das Schweizer
Waffenrecht fir den Anforderungen der EU-Richtlinie dem Sinn nach entsprechend
und sahen darum keinen Bedarf fiir eine Anderung des Schweizer Waffenrechts, auch
wenn der Notenaustausch genehmigt wurde. In die gleiche Richtung dusserte sich auch
die CVP, welche die Frage stellte, ob das geltende Waffengesetz keine ausreichende
Grundlage darstelle, um die Ziele der EU-Waffenrichtlinie weitgehend zu erfllen.
ProTell und der Kanton Schwyz lehnten indes auch die Genehmigung des
Notenaustausches ab und forderten weitere Verhandlungen mit der EU. °

Selbst Wochen nach der Verabschiedung der Botschaft zur Umsetzung der gednderten
EU-Waffenrichtlinie durch den Bundesrat Anfang Mérz 2018 ebbte die gesellschaftliche
Debatte Uber die geplante Verscharfung des Schweizer Waffenrechts nicht ab. Mitte
Marz schloss sich der schweizerische Buchsenmacher- und Waffenfachhéndlerverband
(SBV) medienwirksam der Front um den schweizerischen Schiesssportverband (SSV) an
und liess durch seinen Prasidenten Daniel Wyss abermals verkinden, man werde das
Referendum ergreifen, sollte die Gesetzesanderung wie vom Bundesrat vorgeschlagen
vom Parlament gutgeheissen werden. Fur den SBV habe die neue Regelung «eine
riesige, existenzgefdhrdende Auswirkung», da sich der Aufwand fur die
Waffengeschafte durch die auf sédmtliche Transaktionen ausgedehnte Meldepflicht
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sowie die Markierungspflicht aller wesentlichen Waffenbestandteile schatzungsweise
um eine Stunde pro Tag erhdhe; «und wir bekdmpfen damit keinen einzigen
Verbrecher», emporte sich Wyss gegentber der Aargauer Zeitung. Der Schaden durch
die Gesetzesanderung wére so massiv, dass der SBV diesen hdher gewichte als die
Abkommen von Schengen und Dublin. Am besten wére es jedoch, wenn das Parlament
die Vorlage so abanderte, dass kein Referendum notig wére.

Gut zwei Wochen spater drangten die Beflrworter der Vorlage ins Rampenlicht, indem
die SP zusammen mit dem Verband Schweizerischer Polizeibeamter (VSPB), der
Verbindung der psychiatrisch-psychotherapeutisch tatigen Arztinnen und Arzte und
den Evangelischen Frauen Schweiz vor den Medien die «Plattform fir ein
zukunftsfahiges Waffenrecht» préasentierte. Als gemeinsames Ziel nannten sie ein
striktes Waffenrecht fur eine sichere Schweiz; das schweizerische Waffenrecht solle
dazu enger an die Vorgaben der EU-Richtlinie angepasst werden als dies der Bundesrat
vorsah. Die SP hatte 14 Anderungsantrage vorbereitet, um den Entwurf des Bundesrates
zu verschérfen, u.a. betreffend die Nachregistrierung und die Aufbewahrung von
Waffen, die Marktpreise fur Armeewaffen sowie die Moglichkeit fur Kantone, ein
psychologisches Gutachten zu verlangen, wenn die Gefahr von Selbst- oder
Fremdgefahrdung mit der Waffe besteht. Wahrend sich die Arztinnen und Arzte in
erster Linie zur Verhinderung von hauslicher Gewalt und Suiziden fur eine Verschéarfung
des Waffenrechts einsetzten, war das Hauptanliegen der Polizeibeamten ein
lickenloses, schweizweites Waffenregister, um vor einem Polizeieinsatz wissen zu
kénnen, ob mit Waffen zu rechnen ist. Die kantonalen Waffenregister seien
unvollstandig, da eine Registrierungspflicht erst seit 2008 bestehe, argumentierte
VSPB-Generalsekretdr Max Hofmann in der NZZ. Er winschte sich deshalb die
Nachregistrierung samtlicher Waffen, nicht nur der halbautomatischen. Ausserdem
betonte er im «Blick» die Unverzichtbarkeit des Schengener Informationssystems fur
die Polizeiarbeit.

Damit stellte sich der VSPB offen gegen der Polizei im Grunde wohlgesinnte Kreise wie
die Schutzen. Die Polizeibeamten liessen sich von der SP instrumentalisieren,
kritisierten SVP-Nationalrat Werner Salzmann (svp, BE) und ProTell-Generalsekretéar
Robin Udry denn auch postwendend. Fur Letzteren wéare die Nachregistrierung aller
Schusswaffen gemass NZZ «der Orwellsche Albtraum eines Uberwachungsstaats».
Hofmann entgegnete darauf, es gehe nicht um Ideologie, sondern um die Sache und der
VSPB unterstitze auch nicht alle Visionen seiner Allianzpartner. Wenige Tage nach
seinem Auftritt an der Medienkonferenz der «Plattform flr ein zukunftsfahiges
Waffenrecht» erntete Hofmann jedoch auch aus den eigenen Reihen Kritik. Erwin
Rommel, Mitglied des Zentralvorstandes des VSPB, &usserte sich in der BaZ
dahingehend, dass er vom Vorgehen der Geschéftsleitung nichts gewusst habe. Ein
solcher Auftritt stehe Hofmann nicht an, da der Verband laut Statuten politisch neutral
bleiben musse. Ausserdem seien die Verbandsmitglieder nicht Uber ihre Meinung zur
Waffenrechtsverscharfung befragt worden. Der interne Knatsch bei den Polizisten fand
wohl ihren Hohepunkt, als sich die KKPKS vor der SiK-NR dezidiert gegen die Vorlage
des Bundesrats aussprach. Die Gesetzesadnderung bringe «viel Burokratie bei wenig
Nutzen», monierte sie in der Anhérung. Ob sie jedoch den zusatzlichen Aufwand in Kauf
néhme, um das Schengen-Abkommen zu schitzen, sei geméass der NZZ unklar
geblieben. Die SiK entschied in der Folge, zusatzlich auch noch die Polizeibeamten und
die KKJPD zu einer schriftlichen Stellungnahme einzuladen. Derweil sah sich der VSPB
zu einer Rechtfertigung gezwungen und stellte in einer Mitteilung klar, man fordere
entgegen der Darstellung in den Medien keine striktere Umsetzung als die vom
Bundesrat angedachte und unterstutze die weitergehenden Forderungen seitens der SP
nicht.

Inzwischen herrschte aber auch aufseiten der Waffenlobby nicht nur Friede, Freude,
Eierkuchen: «Immer mehr burgerliche Waffenfreunde gehen auf Distanz zur neuen
FlUhrungscrew um den interimistischen ProTell-Présidenten Jean-Luc Addor, die
radikale Tendenzen zeigt», schrieb die Aargauer Zeitung Mitte April. Presseberichten
zufolge sei selbst Standerat Josef Dittli (fdp, UR), seines Zeichens - notabene neben
Addor - Co-Prasident der «Parlamentarischen Gruppe flur ein freiheitliches
Waffenrecht», der radikale Kurs der ProTell-Fuhrung nicht geheuer. Er unterstitze die
Forderung von Addor und «gleichgesinnten Protagonisten» nach 6&ffentlichem
Waffentragen nicht. «Die Schweiz ist nicht der Wilde Westen!», zitierte ihn
beispielsweise die Luzerner Zeitung. Auch SVP-Nationalrat und Wortfihrer der
Waffenfreunde, Werner Salzmann, stecke diesbezlglich «im Dilemma», berichtete
dieselbe Zeitung. Zu Wort meldete sich ebenfalls Alt-Nationalrat Willy Pfund (fdp, SO),
seinerzeit Prasident von ProTell, der dieses Amt 2016 jedoch «im Zorn Uber den Kurs
des Addor-Lagers» (Aargauer Zeitung) niedergelegt hatte. Er bezeichnete den Wunsch
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nach Waffentragen in der Offentlichkeit als «unsinnige und geféhrliche Forderung»: Die
Offentlichkeit reagiere heute sensibler auf solche Fragen als noch vor einigen Jahren,
weshalb man damit letztlich das liberale Schweizer Waffenrecht gefahrde. Die Aargauer
Nationalratin Silvia Fllickiger-Bani (svp, AG) war gar so erbost Uber die ProTell-Flihrung
um Addor, dass sie nach 14-jahriger Mitgliedschaft kurzerhand den Austritt aus der
Organisation gab. Einig waren sich die waffenfreundlichen Burgerlichen und ProTell
einzig darin, dass die EU-Waffenrichtlinie bekdmpft werden musse. Dies kam denn auch
an der Generalversammlung von ProTell am 14. April zum Ausdruck: Nachdem die SiK-
NR wenige Tage zuvor auf die Vorlage des Bundesrates zur Umsetzung der EU-
Waffenrichtlinie eingetreten war, beschlossen die ProTell-Mitglieder vorsorglich
einstimmig das Referendum. Zur Bek@ampfung der Gesetzesvorlage werde man
néchstens eine «sehr starke und einflussreiche» nationale Allianz griinden, gab ProTell-
Generalsekretar Robin Udry in der Sonntagszeitung zu Protokoll.

Die SiK-NR schrieb in ihrer Medienmitteilung, sie sei mit 15 zu 9 Stimmen auf die
Vorlage eingetreten, um einerseits das Schengen-Assoziierungsabkommen nicht zu
gefahrden und andererseits mit einer maéglichst pragmatischen Umsetzung der EU-
Waffenrichtlinie die Traditionen des schweizerischen Schiesswesens wahren zu
konnen. Das Volk solle Uberdies die Moglichkeit haben, sich im Rahmen eines
fakultativen Referendums zur Frage zu aussern. Die Minderheit habe indes keinen
Revisionsbedarf im schweizerischen Waffenrecht geortet, keinen Nutzen fir die
Terrorbekampfung gesehen und den hohen administrativen Umsetzungsaufwand
geflrchtet. Einen Ruckweisungs- und eine Sistierungsantrag hatte die Kommission
abgelehnt. Neben der schon erwahnten KKPKS hatte die Kommission auch den SBV,
ProTell, den SSV, die schweizerische Offiziersgesellschaft (SOG) und die Organisation
«Stop Suicide» angehodrt, was die NZZ zur Bemerkung veranlasste, bei den Anhérungen
seien fast nur Gegner der Vorlage zu Wort gekommen.

Waéhrend sich der SBV, ProTell, der SSV und die AUNS - sowie auch die GSoA als
explizite BeflUrworterin der Waffenrechtsverschéarfung - schon auf den <«wohl
unausweichlichen Referendumskampf» (BaZ) vorbereiteten, zeigte sich die SOG in
dieser Sache wenig enthusiastisch. |hr Prasident Stefan Holenstein geizte gegentber
der BaZ zwar nicht mit Kritik an der Vorlage und an deren Beflrwortern, erachtete das
Referendum jedoch nicht als zwingend. So attestierte er der CVP und der FDP eine
«Ubertriebene Angst vor einer Kindigung des Schengen/Dublin-Abkommens» und
stellte sich auf den Standpunkt, es gebe bei der Umsetzung der EU-Richtlinie durchaus
noch ungenutzten Spielraum. Die Pflicht, entweder Mitglied in einem Schiessverein zu
sein oder die Waffe regelméssig fur das sportliche Schiessen zu nutzen, bezeichnete er
als «unverhaltnismassig und eine Bevormundung». Die Vorlage bekdmpfe so nicht den
gefahrlichen Handel mit illegalen Waffen, sondern treffe legale Waffenbesitzer und
indirekt, Uber das ausserdienstliche Schiesswesen, auch die Armee. Es sei indes
moglich, das Gesetz freiheitlich auszugestalten und dem «eigenstdndigen Staats- und
Milizwesen» der Schweiz anzupassen. An das Parlament richtete er deshalb die
Forderung, auf «vorauseilenden Gehorsam gegentber der EU» zu verzichten. Es
bestehe kein Anlass, «panikartig von Schengen-Rauswurf» zu reden, sei das Abkommen
doch in gegenseitigem Interesse. In dieser Hinsicht sei die von Bundesrat und
Verwaltung proklamierte «Entweder-Oder-Strategie» nicht richtig. Fur die SOG stehe
das Referendum daher nicht im Vordergrund, sondern komme nur als Ultima Ratio in
Frage.

Frischen Wind in die Debatte brachte Mitte Mai schliesslich das Bekanntwerden des
genaueren Inhalts der tschechischen Klage beim EuGH betreffend die EU-
Waffenrichtlinie. Die Tschechische Republik zweifelte eben nicht nur wie bisher
angenommen an deren Rechtméssigkeit, sondern machte mit Hinblick auf die
Schweizer  Sonderregelung fur Armeewaffen auch eine Verletzung des
Diskriminierungsverbots geltend. Sollte der EuGH der Klagerin in diesem Punkt Recht
geben, bedeutete dies wohl das Aus flr die von der Schweiz ausgehandelte
Ausnahmeklausel. Aufgrund der so veranderten Ausgangslage wollte die SVP die
Sistierung der Vorlage in der Kommission noch einmal zum Thema machen. Die Presse
berichtete zudem, das Fedpol verfolge das Verfahren mit, fir eine Stellungnahme sei es
jedoch noch zu fruh. ¢
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Landesverteidigung

Militarorganisation

Suite a une large procédure de consultation, le Conseil fédéral a adopté les modalités
d'application de la loi sur l'armée et I'administration militaire (LAAM) relatives a
|'engagement des troupes dans des taches de police. Si les ordonnances prévoyant
I'envoi de soldats aux frontieres en cas de vagues d'immigration massives ainsi que
I'appui aux forces civiles de police lors d'événements extraordinaires (conférences
internationales) ont été adoptées sans grandes modifications, il n'en est pas allé de
méme pour I'ordonnance prévoyant I'engagement de I'armée aux fins de maintien de
I'ordre en cas de graves troubles intérieurs (manifestations violentes par exemple).
Alors que le projet initial prévoyait d'engager pour cette tdche des troupes de milice
(fusiliers territoriaux), le gouvernement a en effet décidé que seuls le bataillon de
police et le corps des garde-fortifications - composés de soldats soit professionnels
soit exercant, au civil, dans des services de sécurité - pourraient étre amenés a
seconder les forces cantonales de police lors de troubles de I'ordre public. Justifiant
cette modification de I'ordonnance, I'exécutif a relevé que ce changement répondait
aux légitimes inquiétudes exprimées par nombre de milieux consultés (cantons
romands, partis de gauche, GSsA, Société suisse des officiers): de I'avis quasi général,
I'engagement de soldats de milice peu aguerris a ce genre d'opérations délicates faisait
courir des risques de dérapage inacceptables. ’
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